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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Eröffnung, Aufteilung und Verwal- 
tung des Gemeinschaftszollkontingents für bestimmte in der Arabischen Republik 
Ägypten raffinierte Erdölerzeugnisse des Kapitels 27 des Gemeinsamen Zolitarifs 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 113, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Das zwischen der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft und der Arabischen Republik Ägypten 

am Unterzeichnete Abkommen sieht in 

Artikel 2 Absatz 1 in Verbindung mit Artikel 3 des 
Anhangs I vor, daß die Gemeinschaft ein jährliches 
Gemeinschaftszollkontingent in Höhe von 200 000 
Tonnen für bestimmte nachstehend aufgeführte in 
der Arabischen Republik Ägypten raffinierte Erd- 
ölerzeugnisse des Kapitels 27 des Gemeinsamen 
Zolltarifs eröffnet. Nach Artikel 1 des genannten 
Anhangs betragen die Kontingentszollsätze 55 v. H. 
der im Verlauf dieses Jahres für diese Waren tat- 
sächlich angewandten Zollsätze des Gemeinsamen 
Zolltarifs. Somit ist für das Jahr 1973 ein Gemein- 
schaftszollkontingent von 200 000 Tonnen für die 
genannten Erdölerzeugnisse zu eröffnen. 

Es ist vor allem sicherzustellen, daß alle Impor- 
teure der Gemeinschaft den gleichen und kontinu- 
ierlichen Zugang zu diesem Kontingent haben und 
die vorgesehenen Kontingentszollsätze auf sämt- 
liche Einfuhren der betreffenden Erdölerzeugnisse in 
allen Mitgliedstaaten bis zur Erschöpfung des Kon- 
tingents angewandt werden. Der Gemeinschaftscha- 
rakter dieses Kontingents kann unter Beachtung der 
oben aufgestellten Grundsätze gewahrt werden, in- 
dem bei der Ausnutzung des Gemeinschaftszollkon- 
tingents von einer Aufteilung der Menge auf die 
Mitgliedstaaten ausgegangen wird. Um die tatsäch- 
liche Marktentwicklung der betreffenden Waren wei- 
testgehend zu berücksichtigen, ist diese Aufteilung 


entsprechend dem Bedarf der Mitgliedstaaten vorzu- 
nehmen; dieser Bedarf wird an Hand der statisti- 
schen Angaben über die während eines repräsen- 
tativen Bezugszeitraums getätigten Einfuhren aus 
der Arabischen Republik Ägypten sowie nach den 
Wirtschaftsaussichten für den betreffenden Kontin- 
gentszeitraum berechnet. 

Während der letzten drei Jahre, über die statisti- 
sche Angaben vorliegen, verteilen sich die Einfuh- 
ren der betreffenden Waren aus der Arabischen 
Republik Ägypten in die Gemeinschaft prozentual 
auf die Mitgliedstaaten wie folgt: 




1969 

i 1970 1 

1971 

Deutschland 


_ 

_ 


Benelux 


- 


- 

Frankreich 


i _ 

- 


Italien 


- 

100 

100 




(= 592 t) 

(= 540 t) 


Unter Berücksichtigung dieser Angaben und des 
Erfordernisses, im vorliegenden Falle eine gerechte 
Aufteilung der im Rahmen dieses Abkommens ein- 
gegangenen Verpflichtungen auf die Mitgliedstaa- 
ten zu gewährleisten, läßt sich die ursprüngliche 
prozentuale Beteiligung an der Kontingentsmenge 
annähernd wie folgt ermitteln: 


Deutschland 

25, 

Benelux 

25, 

Frankreich 

25, 

Italien 

25. 


Um einen Anstieg der Einfuhren der betreffenden 
Waren in den einzelnen Mitgliedstaaten Rechnung 
zu tragen, ist die Kontingentsmenge in zwei Raten 
zu teilen, wobei die erste auf die einzelnen Mitglied- 
staaten aufgeteilt wird und die zweite als Reserve 
zur späteren Deckung des Bedarfs derjenigen Mit- 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
13. Dezember 1972 - 1/4 (IV/ 1 )- 68070 -E- Er 4/72: 

„Die Vorschläge sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 22. November 1972 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu den genannten 
Kommissionsvorschlägen ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen." 
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gliedstaaten bestimmt ist, die ihre ursprüngliche 
Quote ausgeschöpft haben. Um den Importeuren 
jedes Mitgliedstaates eine gewisse Sicherheit zu ge- 
ben, ist es angezeigt, die erste Rate des Gemein- 
schaftszollkontingents im vorliegenden Fall auf 75 
V. H. der Kontingentsmenge festzusetzen. 

Da die ursprünglichen Quoten der Mitgliedstaa- 
ten mehr oder v/eniger rasch ausgeschöpft werden 
können und um Unterbrechungen zu vermeiden, 
sollte jeder Mitgliedstaat, der seine ursprüngliche 
Quote fast ganz ausgenutzt hat, die Ziehung einer 
zusätzlichen Quote auf die Reserve vornehmen. Er 
muß dies tun, sobald jede seiner zusätzlichen Quo- 
ten fast ganz ausgenutzt ist und soweit noch eine 
Reservemenge vorhanden ist. Die ursprünglichen 
und die zusätzlichen Quoten müssen bis zum Ende 
des Kontingentszeitraums gelten. Diese Art der Ver- 
waltung erfordert eine enge Zusammenarbeit zwi- 
schen den Mitgliedstaaten und der Kommission die 
vor allem die Möglichkeit haben muß, den Stand der 
Ausnutzung der Kontingentsmenge zu verfolgen und 
die Mitgliedstaaten davon zu unterrichten. 

Ist zu einem bestimmten Zeitpunkt des Kontin- 
gentszeitraums in einem der Mitgliedstaaten eine 
größere Restmenge vorhanden, so muß dieser Staat 
einen erheblichen Prozentsatz davon auf die Reser- 
ve übertragen, um zu vermeiden, daß ein Teil des 
Gemeinschaftszollkontingents in einem Mitglied- 
staat ungenutzt bleibt, während er in anderen Mit- 
gliedstaaten verwendet werden könnte. 


Da das Königreich Belgien, das Königreich der 
Niederlande und das Großherzogtum Luxemburg 
sich zu der Wirtschaftsunion Benelux zusammenge- 
schlossen haben und durch diese vertreten werden, 
kann jede Maßnahme im Zusammenhang mit der 
Verwaltung der dieser Wirtschaftsunion zugeteil- 
ten Quoten durch eines ihrer Mitglieder vorgenom- 
men werden. 

Da das Zollkontingent bis zum 31. Dezember 1973 
gilt, können Änderungen an der hier getroffenen 
Regelung vorgenommen werden, um dem Beitritt 
neuer Mitgliedstaaten Rechnung zu tragen - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Vom 1. Januar bis 31. Dezember 1973 und vorbehalt- 
lich der Maßnahmen, die gemäß Artikel 2 Absätze 2 
und 4 des Anhangs I zum Abkommen zwischen der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Ara- 
bischen Republik Ägypten getroffen werden könn- 
ten, werden die Zollsätze des Gemeinsamen Zoll- 
tarifs für die nachstehend aufgeführten in der Ara- 
bischen Republik Ägypten raffinierten Erdölerzeug- 
nisse im Rahmen eines Gemeinschaftszollkontingents 
von 200 000 Tonnen bis zu der für die einzelnen 
Waren angegebenen Höhe teilweise ausgesetzt: 


Nummer des 
Gemeinsamen 
Zolltarifs 


Warenbezeichnung 


Zollsatz in v. H. 


27.10 I Erdöl und öl aus bituminösen Mineralien, ausgenommen rohe öle; 

I Zubereitungen mit einem Gehalt an Erdöl oder öl aus bituminösen 
I Mineralien von 70 Gewichtshundertteilen oder mehr, in denen diese 
öle den Charakter der Waren bestimmen, anderweit weder genannt 
noch inbegriffen: 


A. Leichtöle: 

III. zu anderer Verwendung 


3,3 


B. mittelschwere öle: 

III. zu anderer Verwendung 


3,3 


C. Schweröle: 

I. Gasöl: 

c) zu anderer Verwendung 

II. Heizöl: 

c) zu anderer Verwendung 

III. Schmieröle und andere: 

c) zum Mischen unter den Bedingungen der Zusätzlichen Vor- 
schrift 7 zu Kapitel 27 (a) 


lr9 

1,9 

2,2 


(a) Die Zulassung zu diesem Absatz unterliegt den von den zuständigen Behörden festzusetzenden 
Voraussetzungen. 
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Nummer des 

Gemeinsamen Warenbezeichnung Zollsatz in v. H. 

Zolltarifs ' 

d) zu anderer Verwendung 3,8 


27.1 1 Erdgas und andere gasförmige Kohlenwasserstoffe: 

B. andere: 

I. handelsübliches Propan und handelsübliches Butan: 

c) zu anderer Verwendung 0,8 


27.12 

Vaselin: 



A. roh: 



III. zu anderer Verwendung 

1,1 


B. andere 

3,8 

27.13 

Paraffin, Erdölwachs, Wachs aus bituminösen Mineralien, Ozokerit, 
Montanwachs, Torfwachs, paraffinische Rückstände (z. B. Gatsch, 
slack wax), auch gefärbt: 



B. andere: 



I. roh: 

c) zu anderer Verwendung 

1,1 


IT andere 

3,3 

27.14 

Bitumen, Petrolkoks und andere Rückstände aus Erdöl oder öl aus 
bituminösen Mineralien: 



C. andere: 



1 II. andere 

1,1 


Artikel 2 

(1) Von dem in Artikel 1 genannten Gemeinschafts- 
zollkontingent wird eine erste Rate von 150 000 
Tonnen auf die Mitgliedstaaten aufgeteilt; die Quo- 
ten, die vorbehaltlich des Artikels 5 vom 1. Januar 
bis 31. Dezember 1973 gelten, belaufen sich auf fol- 
gende Mengen: 

Deutschland 37 500 Tonnen, 

Benelux 37 500 Tonnen, 

Frankreich 37 500 Tonnen, 

Italien 37 500 Tonnen. 

(2) Die zweite Rate in Höhe von 50 000 Tonnen 
bildet die Reserve. 


Artikel 3 

(1) Hat ein Mitgliedstaat seine gemäß Artikel 2 
Absatz 1 festgesetzte ursprüngliche Quote oder - 
bei Anwendung des Artikels 5 - die gleiche Quote 
abzüglich der auf die Reserve übertragenen Menge 
zu 90 v. H. oder mehr ausgenutzt, so nimmt er un- 
verzüglich durch Mitteilung an die Kommission - so- 
weit die Reservemenge ausreicht - die Ziehung 


einer zweiten Quote in Höhe von 15 v. H. seiner 
ursprünglichen Quote vor, die gegebenenfalls auf 
die höhere Einheit abgerundet wird. 

(2) Ist nach Ausschöpfung der ursprünglichen Quo- 
te die zweite von einem Mitgliedstaat gezogene 
Quote zu 90 v. H. oder mehr ausgenutzt, so nimmt 
dieser Mitgliedstaat unverzüglich durch Mitteilung 
an die Kommission - soweit die Reservemenge aus- 
reicht - die Ziehung einer dritten Quote in Höhe 
von 7,5 V. H. seiner ursprünglichen Quote vor, die 
gegebenenfalls auf die höhere Einheit abgerundet 
wird. 

(3) Ist nach Ausschöpfung der zweiten Quote die 
dritte von einem Mitgliedstaat gezogene Quote zu 
90 v. H. oder mehr ausgenutzt, so nimmt dieser Mit- 
gliedstaat gemäß Absatz 2 die Ziehung einer vier- 
ten Quote in Höhe der dritten Quote vor. 

Dieses Verfahren wird sinngemäß bis zur Erschöp- 
fung der Reserve angewandt. 

(4) Abweichend von den Absätzen 1, 2 und 3 kön- 
nen die Mitgliedstaaten niedrigere Quoten ziehen 
als in diesen Absätzen vorgesehen, wenn Grund zu 
der Annahme besteht, daß diese nicht ausgeschöpft 
werden können. Sie unterrichten die Kommission 
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Über die Gründe, die sie veranlaßt haben, diesen 
Absatz anzuwenden. 

Artikel 4 

Die gemäß Artikel 3 gezogenen zusätzlichen Quoten 
gelten bis zum 31. Dezember 1973. 

Artikel 5 

Hat ein Mitgliedstaat seine ursprüngliche Quote 
am 15. September 1973 nicht ausgeschöpft, so über- 
trägt er spätestens am 10. Oktober 1973 von der 
nicht ausgenutzten Menge den Teil, der 20 v. H. 
seiner ursprünglichen Quote übersteigt, auf die 
Reserve. Er kann eine größere Menge übertragen, 
wenn Grund zu der yVnnahme besteht, daß die be- 
treffende Menge nicht ausgenutzt werden kann. 

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission späte- 
stens am 10. Oktober 1973 die Gesamtmenge der 
Einfuhren der betreffenden VV^are mit, die sie bis 
zum 15. September 1973 einschließlich durchgeführt 
und auf das Gemeinschaftszollkontingent ange- 
rechnet haben, sowie gegebenenfalls den Teil ihrer 
ursprünglichen Quote, den sie auf die Reserve 
übertragen. 

Artikel 6 

Die Kommission verbucht die Beträge der von den 
Mitgliedstaaten gemäß Artikel 2 und 3 eröffneten 
Quoten und unterrichtet die einzelnen Mitglied- 
staaten über den Stand der Ausschöpfung der Re- 
serve, sobald ihr die Mitteilungen zugehen. 

Sie unterrichtet die Mitgliedstaaten spätestens am 
15. Oktober 1973 über die Menge der Reserve, die 
nach den gemäß Artikel 5 erfolgten Übertragungen 
verbleibt. 

Sie sorgt dafür, daß die Ziehung, mit der die Reser- 
ve ausgeschöpft wird, auf die verfügbare Rest- 
menge beschränkt bleibt, und gibt zu diesem Zweck 
dem Mitgliedstaat, der diese letzte Ziehung vor- 
nimmt, den Restbetrag an. 


Artikel 7 

(1) Die Mitgliedstaaten treffen alle erforderlichen 
Maßnahmen, um durch die Eröffnung der gemäß 
Artikel 3 gezogenen zusätzlichen Quoten die fort- 
laufenden Anrechnungen auf ihren kumulierten 
Anteil an dem Gemeinschaftszollkontingent zu er- 
möglichen. 

(2) Die Mitgliedstaaten garantieren den freien Zu- 
gang zu den ihnen zugeteilten Quoten allen in 
ihrem Gebiet ansässigen Importeuren der betreffen- 
den Waren. 

(3) Der Stand der ^kusschöpfung der Quoten der 
Mitgliedstaaten v/ird an Hand der Einfuhren der be- 
treffenden Waren festgestellt, die bei der Zollstelle 
zur Abfertigung zum freien Verkehr angemeldet 
worden sind. 


Artikel 8 

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission regel- 
mäßig mit, welche Einfuhren aus der Arabischen 
Republik /vgypten tatsächlich auf ihre Quoten an- 
gerechnet worden sind. 


Artikel 9 

Die Mitgliedstaaten und die Kommission arbeiten 
im Hinblick auf die Einhaltung dieser Verordnung 
eng zusammen. 

Artikel 10 

Die vorstehenden Bestimmungen können geändert 
werden, um der Lage Rechnung zu tragen, die sich 
aus dem Beitritt neuer Mitgliedstaaten ergibt. 


Artikeln 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1973 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Eröffnung, Aufteilung und Verwal- 
tung des Gemeinschaftszollkontingents für andere Gewebe aus Baumwolle der Tarif- 
nummer 55.09 des Gemeinsamen Zolltarifs mit Ursprung in der Arabischen Republik 
Ägypten 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 113, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Das zwischen der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft und der Arabischen Republik Ägyp- 
ten am Unterzeichnete Abkommen sieht 

in Artikel 2 Absatz 1 in Verbindung mit Artikel 4 
des Anhangs I vor, daß die Gemeinschaft ein jähr- 
liches Gemeinschaftszollkontingent von 2500 Ton- 
nen für andere Gewebe aus Baumwolle, der Tarif- 
nummer 55.09 des Gemeinsamen Zolltarifs, mit 
Ursprung in der Arabischen Republik Ägypten er- 
öffnet. Nach Artikel 1 des genannten Anhangs be- 
tragen die Kontingentszollsätze 55 v. H. der Zoll- 
sätze des Gemeinsamen Zolltarifs für die betreffen- 
den Waren. Somit ist für das Jahr 1973 ein Ge- 
meinschaftszollkontingent von 2500 Tonnen für die 
genannten anderen Gewebe aus Baumwolle zu er- 
öffnen. Die Kontingentszollsätze für dieses Gemein- 
schaftszollkontingent betragen 7,1 v. H., .7,7 v. H, 
7,7 V. H. und 8,2 v. H. für die jeweils unter die 
Tarifstelle 55.09 A I, A II, B I und B II fallenden Wa- 
ren. 

Es ist vor allem sicherzustellen, daß alle Impor- 
teure der Gemeinschaft den gleichen und kontinuier- 
lichen Zugang zu diesem Kontingent haben und die 
vorgesehenen Kontingentszollsätze fortlaufend auf 
sämtliche Einfuhren der betreffenden Waren in 
allen Mitgliedstaaten bis zur Erschöpfung des Kon- 
tingents angewandt werden. Der Gemeinschaftscha- 
rakter dieses Kontingents kann unter Beachtung 
der oben aufgestellten Grundsätze gewahrt werden, 
indem bei der Ausnutzung des Gemeinschafts- 
zollkontingents von einer Aufteilung der Menge 
auf die Mitgliedstaaten ausgegangen wird. Um die 
tatsächliche Marktentwicklung der betreffenden Wa- 
ren weitestgehend zu berücksichtigen, ist diese Auf- 
teilung entsprechend dem Bedarf der Mitgliedstaa- 
ten vorzunehmen; dieser Bedarf wird an Hand der 
statistischen Angaben über die während eines re- 
präsentativen Bezugszeitraums getätigten Einfuh- 
ren aus der Arabischen Republik Ägypten sowie 
nach den Wirtschaftsaussichten für den betreffenden 
Kontingentszeitraum berechnet. 


Während der letzten drei Jahre, über die voll- 
ständige statistische Angaben vorliegen, verteilen 
sich die Einfuhren der betreffenden Waren aus der 
Arabischen Republik Ägypten in die Gemeinschaft 
prozentual auf die Mitgliedstaaten wie folgt: 



1969 

1970 ' 

1971 

Deutschland 

5,16 

i 6,95 

3,0 

Benelux 

37,33 

10,71 

27,19 

Frankreich 

6,70 

5,65 

1,17 

Italien 

50,81 

76,78 

68,64 


Unter Berücksichtigung dieser Angaben und der 
Vorausschätzungen einiger Mitgliedstaaten laßt 
sich die ursprüngliche prozentuale Beteiligung an 
der Kontingentsmenge annähernd wie folgt ermit- 
teln: 


Deutschland 

5, 

Benelux 

26, 

Frankreich 

5, 

Italien 

64. 


Um einem Anstieg der Einfuhren der betreffen- 
den Waren in den einzelnen Mitgliedstaaten Rech- 
nung zu tragen, ist die Kontingentsmenge in zwei 
Raten zu teilen, wobei die erste auf die einzelnen 
Mitgliedstaaten aufgeteilt wird und die zweite als 
Reserve zur späteren Deckung des Bedarfs derjeni- 
gen Mitgliedstaaten bestimmt ist, die ihre ursprüng- 
liche Quote ausgeschöpft haben. Um den Importeu- 
ren jedes Mitgliedstaates eine gewisse Sicherheit zu 
geben, ist es angezeigt, die erste Rate des Gemein- 
schaftszollkontingents im vorliegenden Fall auf 
75 V. H. der Kontingentsmenge festzusetzen. 

Da die ursprünglichen Quoten der Mitgliedstaa- 
ten mehr oder weniger rasch ausgeschöpft werden 
können und um Unterbrechungen zu vermeiden, 
sollte jeder Mitgliedstaat, der seine ursprüngliche 
Quote fast ganz ausgenutzt hat, die Ziehung einer 
zusätzlichen Quote auf die Reserve vornehmen. Er 
muß dies tun, sobald jede seiner zusätzlichen Quoten 
fast ganz ausgenutzt sind und soweit noch eine Re- 
servemenge vorhanden ist. Die ursprünglichen und 
die zusätzlichen Quoten müssen bis zum Ende des 
Kontingentszeitraums gelten. Diese Art der Verwal- 
tung erfordert eine enge Zusammenarbeit zwischen 
den Mitgliedstaaten und der Kommission, die vor 
allem die Möglichkeit haben muß, den Stand dei 
Ausnutzung der Kontingentsmenge zu verfolgen 
und die Milgliedstaaten davon zu unterrichten. 
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Ist ZU einem bestimmten Zeitpunkt des Kontin- 
gentszeitraums in einem der Mitgliedstaaten eine 
größere Restmenge vorhanden, so muß dieser Staat 
einen erheblichen Prozentsatz davon auf die Reser- 
ve übertragen, um zu vermeiden, daß ein Teil des 
Gemeinschaftszollkontingents in einem Mitglied- 
staat ungenutzt bleibt, während er in anderen 
Mitgliedstaaten verwendet werden könnte. 

Da das Königreich Belgien, das Königreich der 
Niederlande und das Großherzogtum Luxemburg 
sich zu der Wirtschaftsunion Benelux zusammenge- 
schlossen haben und durch diese vertreten werden, 
kann jede Maßnahme im Zusammenhang mit der 
Verwaltung der dieser Wirtschaftsunion zugeteil- 
ten Quoten durch eines ihrer Mitglieder vorgenom- 
men werden. 


Da das Zollkontingent bis zum 31. Dezember 1973 
gilt, können Änderungen an der hier getroffenen 
Regelung vorgenommen werden, um dem Beitritt 
neuer Mitgliedstaaten Rechnung zu tragen - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Vom 1. Januar bis 31, Dezember 1973 werden die 
Zollsätze des Gemeinsamen Zolltarifs für die nach- 
stehend aufgeführten Waren mit Ursprung in der 
Arabischen Republik Ägypten im Rahmen eines 
Gemeinschaftszollkontingents für eine Gesamtmen- 
ge von 2500 Tonnen bis zu der für die einzelnen 
Waren angegebenen Höhe teilweise ausgesetzt: 


Nummer des 
Gemeinsamen 
Zolltarifs 

Warenbezeichnung 

Zollsatz 
in V. H. 

55.09 

Andere Gewebe aus Baumwolle: 



A. mit einem Anteil an Baumwolle von 85 Gewichtshundertteilen 



; oder mehr: 



I. mit einer Breite von weniger als 85 cm 

7,1 


II. andere 

7,7 


B. andere: 



1. mit einer Breite von weniger als 85 cm 

7,7 


II, andere 

8,2 


Artikel 2 


(1) Von dem in Artikel 1 genannten Gemeinschafts- 
zollkontingent wird eine erste Rate von 1875 Ton- 
nen auf die Mitgliedstaaten aufgeteilt; die Quoten, 
die vorbehaltlich des Artikels 5 vom 1. Januar bis 
31. Dezember 1973 gelten, belaufen sich auf folgen- 
de Mengen: 


Deutschland 

Benelux 

Frankreich 

Italien 


95 Tonnen, 
485 Tonnen, 
95 Tonnen, 
1200 Tonnen. 


(2) Die zweite Rate in Höhe von 625 Tonnen bil- 
det die Reserve, 


verzüglich durch Mitteilung an die Kommission - 
soweit die Reservemenge ausreicht - die Ziehung 
einer zweiten Quote in Höhe von 15 v. H. seiner 
ursprünglichen Quote vor, die gegebenenfalls auf 
die höhere Einheit abgerundet wird. 

(2) Ist nach Ausschöpfung der ursprünglichen Quo- 
te die zweite von einem Mitgliedstaat gezogene 
Quote zu 90 v. H. oder mehr ausgenutzt, so 
nimmt dieser Mitgliedstaat unverzüglich durch Mit- 
teilung an die Kommission - soweit die Reserve- 
menge ausreicht - die Ziehung einer dritten Quote 
in Höhe von 7,5 v. H. seiner ursprünglichen Quote 
vor, die gegebenenfalls auf die höhere Einheit ab- 
gerundet wird. 


Artikel 3 

(1) Hat ein Mitgliedstaat seine gemäß Artikel 2 
Absatz 1 festgesetzte ursprüngliche Quote oder - 
bei Anwendung des Artikels 5 - die gleiche Quote 
abzüglich der auf die Reserve übertragenen Menge 
zu 90 V. H. oder mehr ausgenutzt, so nimmt er un- 


(3) Ist nach Ausschöpfung der zweiten Quote die 
dritte von einem Mitgliedstaat gezogene Quote zu 
90 V. H. oder mehr ausgenutzt, so nimmt dieser 
Mitgliedstaat gemäß Absatz 2 die Ziehung einer 
vierten Quote in Höhe der dritten Quote vor. 

Dieses Verfahren wird sinngemäß bis zur Erschöp- 
fung der Reserve angewandt. 
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(4) Abweichend von den Absätzen 1, 2 und 3 kön- 
nen die Mitgliedstaaten niedrigere Quoten ziehen 
als in diesen Absätzen vorgesehen, wenn Grund 
zur Annahme besteht, daß diese nicht ausgeschöpft 
werden können. Sie unterrichten die Kommission 
über die Gründe, die sie veranlaßt haben, diesen 
Absatz anzuwenden. 


Artikel 4 

Die gemäß Artikel 3 gezogenen zusätzlichen Quo- 
ten gelten bis zum 31. Dezember 1973. 


Artikel 5 

Hat ein Mitgliedstaat seine ursprüngliche Quote 
am 15. September 1973 nicht ausgeschöpft, so über- 
trägt er spätestens am 10. Oktober 1973 von der 
nicht ausgenutzten Menge den Teil, der 20 v. H. 
seiner ursprünglichen Quote übersteigt, auf die 
Reserve. Er kann eine größere Menge übertragen, 
wenn Grund zu der Annahme besteht, daß die be- 
treffende Menge nicht ausgenutzt werden kann. 

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission späte- 
stens am 10. Oktober 1973 die Gesamtmenge der 
Einfuhren der betreffenden Waren mit, die sie bis 
zum 15. September 1973 einschließlich durchgeführt 
und auf das Gemeinschaftszollkontingent angerech- 
net haben, sowie gegebenenfalls den Teil ihrer ur- 
sprünglichen Quote, den sie auf die Reserve über- 
tragen. 


Artikel 6 

Die Kommisison verbucht die Beträge der von den 
Mitgliedstaaten gemäß Artikel 2 und 3 eröffneten 
Quoten und unterrichtet die einzelnen Mitglied- 
staaten über den Stand der Ausschöpfung der Re- 
serve, sobald ihr die Mitteilungen zugehen. 

Sie unterrichtet die Mitgliedstaaten spätestens am 
15. Oktober 1973 über die Menge der Reserve, die 
nach den gemäß Artikel 5 erfölgten Übertragungen 
verbleibt. 

Sie sorgt dafür, daß die Ziehung, mit der die Reser- 
ve ausgeschöpft wird, auf die verfügbare Restmenge 
beschränkt bleibt, und gibt zu diesem Zweck dem 
Mitgliedstaat, der diese letzte Ziehung vornimmt, 
den Restbetrag an. 


Artikel 7 

(1) Die Mitgliedstaaten treffen alle erforderlichen 
Maßnahmen, um durch die Eröffnung der gemäß 
Artikel 3 gezogenen zusätzlichen Quoten die fort- 
laufenden Anrechnungen auf ihren kumulierten An- 
teil an dem Gemeinschaftszollkontingent zu ermög- 
lichen. 

(2) Die Mitgliedstaaten garantieren den freien Zu- 
gang zu den ihnen zugeteilten Quoten allen in ihrem 
Gebiet ansässigen Importeuren der betreffenden 
Waren. 

(3) Die Mitgliedstaaten rechnen die Einfuhren der 
betreffenden Waren nach Maßgabe der Gestellung 
der betreffenden Waren bei der Zollsteile mit einer 
Anmeldung zur Abfertigung zum freien Verkehr auf 
ihre Quoten an. 

(4) Der Stand der Ausschöpfung der Quoten der 
Mitgliedstaaten wird an Hand der gemäß Absatz 3 
angerechneten Einfuhren festgestellt, 


Artikel 8 

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission regel- 
mäßig mit, welche Einfuhren aus der Arabischen 
Republik Ägypten tatsächlich auf ihre Quoten ange- 
rechnet worden sind. 


Artikel 9 

Die Mitgliedstaaten und die Kommission arbeiten 
im Hinblick auf die Einhaltung dieser Verordnung 
eng zusammen. 


Artikel 10 

Die vorstehenden Bestimmungen können geändert 
werden, um der Lage Rechnung zu tragen, die sich 
aus dem Beitritt neuer Mitgliedstaaten ergibt. 


Artikel 11 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1973 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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Begründung 


1. Das Abkommen zwischen der Gemeinschaft und 
der Arabischen Republik Ägypten (AR) sieht in Arti- 
kel 2 in Verbindung mit den Artikeln 1, 3 und 4 
des Anhangs I dieses Abkommens die Eröffnung von 
nachstehenden Gemeinschaftszollkontingenten für 


die Einfuhr von Waren - mit Ursprung in der AR 
(Baumwollgewebe) oder raffiniert in der AR (Erd- 
ölerzeugnisse) - in die Gemeinschaft zu den ange- 
gebenen Kontingentszollsätzen vor: 


Nummer des 
Gemeinsamien 
Zolltarifs 


Warenbezeichnung 


Kontingents- 

rnenge 


Zollsatz 


ex Kap. 27 


55.09 


Bestimmte Erdölerzeugnisse 
Andere Baumwollgewebe 


200 000 t 
2 500 t 


55 ^/o der 
Zollsätze des 
Gemeinsamen 
Zolltarifs 


Diese Gemeinschaftszollkontingente sind mit In- 
krafttreten des Abkommens zu eröffnen. Das Ab- 
kommen wird demnächst unterzeichnet werden; im 
gegenwärtigen Zeitpunkt ist sein Inkrafttreten für 
den 1. Januar 1973 vorgesehen. E.allte sich das Da- 
tum jedoch verschieben, so behält sich die Kom- 
mission vor - noch vor der Annahme durch den Rat 
- angemessene Anpassungen der Verordnungsvor- 
schläge vorzuschlagen. 

2. Damit die Gemeinschaft ihrer Verpflichtung ge- 
genüber der AR nachkommien kann, sind die Be- 
stimmungen über die Eröffnung, Aufteilung und 
Verwaltung dieser Gemeinschaftszollkontingente 
im Wege einer Verordnung zu erlassen. 

Dies ist Gegenstand der anliegenden Vorschläge. 

3. In Artikel 108 des Vertrages über den Beitritt 
der neuen Mitglieder zu den Europäischen Gemein- 
schaften heißt es: 

„1. Die neuen Mitgliedstaaten wenden die in Ab- 
satz 3 genannten Abkommen mit dem Beitritt 
an; sie berücksichtigen dabei die gegebenenfalls 
erforderlichen Übergangsmaßnahmen und An- 
passungen, die in Protokollen niedergelegt wer- 
den, welche mit den an diesen Abkommen als 
Vertragsparteien beteiligten dritten Ländern 
geschlossen und den Abkommen beigefügt wer- 
den 

3. Die Absätze 1 und 2 gelten für die mit Grie- 
chenland, der Türkei, Tunesien, Marokko, Isra- 
el, Spanien und Malta geschlossenen Abkom- 
men. 

Die Absätze 1 und 2 gelten auch für die Abkommen, 
die die Gemeinschaft bis zum Beitritt mit anderen 
dritten Ländern des Mittelmeerraumes abschließt." 

Zur Zeit sind die verschiedenen Gemeinschaftsin- 
stanzen mit den notwendigen Arbeiten für die Aus- 
arbeitung von Übergangsmaßnahmen und Anpas- 
sungen im Hinblick auf den Abschluß eines mit der 
AR auszuhandelnden Protokolls beschäftigt. Soweit 


es sich um diese Zollkontingente handelt, müßte die- 
ses Protokoll normalerweise als einzige Änderung 
der Artikel 3 und 4 des Anhangs I zum Abkommen 
EWG/AR die Erhöhung der der AR gewährten Ge- 
samtkontingentsmengen vorsehen. Bei der Ausarbei- 
tung dieses Protokolls sind jedoch zahlreiche sehr 
schwierige Probleme aufgetaucht, die nicht nur die 
Beziehungen zu der AR, sondern die gesamte Mittel- 
meerpolitik der Gemeinschaft berühren. 

Angesichts des derzeitigen Standes der Arbeiten 
und ihres Fortganges ist es nicht sicher, daß ein 
endgültiges Anpassungsprotokoll von den Partnern 
des betreffenden Abkommens vor Ende 1972 unter- 
zeichnet werden kann. 

Andererseits müssen jedoch diesem Abkommen zu- 
folge die Zollkontingente für die betreffenden Wa- 
ren gegenüber der AR zum 1. Januar 1973 eröffnet 
und somit vom Rat vor diesem Zeitpunkt geneh- 
migt werden. 

Da einerseits der 1. Januar 1973 als Eröffnungszeit- 
punkt unbedingt eingehalten werden muß und ande- 
rerseits über das Inkrafttreten des Anpassungspro- 
tokolls und dessen Inhalt Unsicherheit besteht, hat 
sich die Kommission veranlaßt gesehen, sich aus- 
schließlich auf die gegenwärtigen Bestimmungen des 
Abkommens EWG/AR zu stützen und dem Rat die 
als Anlage beigefügten Verordnungen zur Geneh- 
migung vorzulegen. 

Im Hinblick auf das Inkrafttreten eines Anpassungs- 
protokolls zu einem späteren Zeitpunkt enthalten 
diese Verordnungen jedoch eine Bestimmung, wo- 
nach sie geändert werden können, um der sich aus 
dem Beitritt der neuen Mitgliedstaaten ergebenden 
Lage Rechnung zu tragen. Auf diese Weise wäre die 
Gemeinschaft in der Lage, etwaige neue Verpflich- 
tungen jederzeit zu erfüllen. 

4. Wie üblich sehen diese Verordnungen die Auf- 
teilung der Kontingentsmenge in zwei Raten vor, 
wovon die erste in Quoten auf die Mitgliedstaaten 
aufgeteilt wird und die zweite die Reserve bildet. 
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5. Die erste Rate des Zollkontingents für andere 
Gewebe aus Baumwolle wurde nach den bisher all- 
gemein angewendeten Regeln aufgeteilt. So wurde 
die Summe der Einfuhren jedes Mitgliedstaates im 
Zeitraum 1969 bis 1971 in Beziehung zu den Gemein- 
schaftseinfuhren während des gleichen Zeitraumes 
gesetzt. Danach wurde diese erste Rate unter Zu- 
grundelegung der derart berechneten Prozentsätze - 
je Mitgliedstaat - unter Aufrundung dieser in Ton- 
nen ausgedrückten Beträge aufgeteilt (siehe An- 
hang). 

6. Dennoch dürfte die Anwendung dieser Regel auf 
das Zollkontingent für Erdölerzeugnisse (ex Kap. 
27) aus folgenden Gründen nicht angebracht sein: 

1. Die Einfuhrzahlen eines Mitgliedstaates sind 
äußerst gering, 

2. in den fünf anderen Mitgliedstaaten fehlen der- 
artige Einfuhren völlig. 

3. Die Gesamteinfuhren der Gemeinschaft sind ver- 
glichen mit den festgelegten Kontingentsmen- 
gen sehr gering und 

4. die künftige Entwicklung der Einfuhren läßt sich 
sehr schwer abschätzen. 

Um dennoch eine gerechte und ausgewogene Auf- 
teilung dieser Kontingentsmenge auf die Mitglied- 
staaten zu erreichen, geht die Kommission von dem 
Grundsatz aus, daß sidi jeder Mitgliedstaat - außer 
in wirklichen Sonderfällen - anfangs in beachtlichem 
Maße an der Anwendung einer Gemeinschaftsmaß- 
nahme wie der der Zollkontingente beteiligen kön- 


nen muß. Bei dieser Beteiligung muß eine möglichst 
gleichgewichtige Verteilung der sich aus dieser Maß- 
nahme ergebenden Vorteile und Belastungen zwi- 
schen den Mitgliedstaaten angestrebt werden. 

In diesem Sinne scheint in diesem Einzelfalle die 
Aufteilung der ersten Rate der Kontingentsmenge 
zu gleichen Teilen auf die Mitgliedstaaten die ein- 
zige gerechte Formel zu sein. Diese Formel würde 
wohlverstanden später für die nächsten Jahre geän- 
dert werden und dies unter Einbeziehung der sich 
aus der Eröffnung der Zollkontingente ergebenden 
Einfuhrverbesserung. 

7. Die Kontingentszollsätze sind schon in dem Ab- 
kommen EWG/AR selbst festgelegt worden. 

8. Der Verordnungsvorschlag für andere Baum- 
wollgewebe sieht als gemeinsame Verwaltungsart 
aller Mitgliedstaaten das „Windhundverfahren" vor. 
Bei dem Kontingent für bestimmte Erdölerzeugnisse 
läßt sich dagegen gegenwärtig noch keine gemein- 
same Verwaltungsart vorsehen (Windhund- oder 
Kontingentscheinverfahren). Die nationalen Vor- 
schriften zur Regelung des Marktes für diese Erzeug- 
nisse sind nämlich von einem Mitgliedstaat zum 
anderen verschieden, weshalb deren Ansicht nach 
eine einzige Verwaltungsart unmöglich ist. Unter 
diesen Umständen hat jeder Mitgliedstaat aus- 
nahmsweise die Möglichkeit, seine Quoten nach 
seinen eigenen diesbezüglichen Vorschriften zu ver- 
walten, wobei jedoch allen Einführern dieser Wa- 
ren freier Zugang zu diesem Kontingent gewährlei- 
stet werden muß. 
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Anhang 



Einfuhren aus der Arabischen Republik 

Quoten 1973 

Auf die Menge der 

1 . Rate angewandte 
Prozentsätze der 

Kol. 9 

1969 

1970 

1971 

1 1969/1971 

in t in v. H. 

in t 

in V. H. 

in t in v. H. 

in t in v. H, 

aufgerun- 
det V. H. 


1 ; 2 

3 

4 i 

5 i 6 

7 8 

9 

10 


1) Bestimmte Erdölerzeugnisse (Zollkontingent über 200 000 t) - ex Kapitel 27 - 


BRD 

Benelux 

Frankreich 

Italien 

- 


592 

100 

- 

540 

100 

1132 

100 

25-) 

25 *) 

25 *) 

25 *) 

37 500 t 

37 500 t 

37 500 t 

37 500 t 

EWG 



592 

100 

540 

100 

1132 

lO'O 

100 

150 000 t 
+ 50 000 t Re- 
serve = 200 000 t 


2) Andere Baumwollgewebe (Zollkontingent über 2500 t) - 55.09 


BRD 

154 

5,16 

155 

6,95 

80 

3.0 

389 

4,95 

5,0 

95 t 

Benelux 

1114 

37,33 

239 

10,71 

724 

27,19 

2077 

26,35 

26,0 

485 t 

Frankreich 

200 

6,70 

124 

5,56 

31 

1,17 

355 

4,49 

5,0 

95 t 

Italien 

1516 

50,81 

1713 

76,78 

1828 

68,64 

5057 

64,21 

64,0 

1 200 t 

EWG 

2984 

100 ; 

2231 

100 

2663 

100 

7878 1 

100 

100 

1 875 t 



! 








+ 625 t Re- 
serve = 2 500 t 


*) Siehe Punkt 6 der Begründung 
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